
Grundschulordnung 

Übersicht über Paragrafen, die Schülerinnen und Schüler mit 

nichtdeutscher Muttersprache betreffen 

 

§ 6 Übertritt an ein Gymnasium oder an eine Realschule 

(1) 1In den Jahrgangstufen 3 und 4 führt die Grundschule Informationsveranstaltungen zur Wahl des 

schulischen Bildungswegs und zum Übertrittsverfahren durch; Lehrkräfte mit Erfahrung an 

weiterführenden Schulen sollen zu den Informationsveranstaltungen hinzugezogen werden.2Den 

Erziehungsberechtigten wird außerdem eine eingehende Beratung angeboten.3Dabei werden die 

Erziehungsberechtigten auch umfassend über die Angebote des schulischen Bildungssystems und 

dessen An- und Abschlussmöglichkeiten einschließlich des beruflichen Schulwesens informiert. 

(2) 1Alle Schülerinnen und Schüler der Jahrgangsstufe 4 öffentlicher oder staatlich anerkannter 

Grundschulen erhalten am ersten Unterrichtstag des Monats Mai ein Übertrittszeugnis.2Das 

Übertrittszeugnis stellt fest, für welche Schulart die Schülerin oder der Schüler geeignet ist; es gilt nur 

für den Übertritt im jeweils folgenden Schuljahr. 

(3) Das Übertrittszeugnis enthält die Jahresfortgangsnoten in allen Fächern mit zusätzlichen 

Erläuterungen, die Gesamtdurchschnittsnote aus den Fächern Deutsch, Mathematik und Heimat- 

und Sachunterricht, eine zusammenfassende Beurteilung zur Übertrittseignung, eine Bewertung des 

Sozial- sowie des Lern- und Arbeitsverhaltens gemäß § 15 Abs. 1 Satz 2 und – soweit erforderlich – 

einen Hinweis entsprechend § 15 Abs. 4 Satz 3. 

(4) 1Die Eignung für einen weiterführenden Bildungsweg wird in der zusammenfassenden Beurteilung 

festgestellt.2Die Eignung für den Bildungsweg des Gymnasiums liegt vor, wenn die 

Gesamtdurchschnittsnote mindestens 2,33 beträgt.3Die Eignung für den Bildungsweg der Realschule 

liegt vor, wenn die Gesamtdurchschnittsnote mindestens 2,66 beträgt. 

(5) 1Für Schülerinnen und Schüler mit nichtdeutscher Muttersprache, die nicht bereits ab 

Jahrgangsstufe 1 eine deutsche Grundschule besucht haben, kann auch bis zu einer 

Gesamtdurchschnittsnote von 3,33 die Eignung festgestellt werden, wenn dies auf Schwächen in der 

deutschen Sprache zurückzuführen ist, die noch behebbar erscheinen.2Die Eignung für den 

Bildungsweg des Gymnasiums oder der Realschule setzt für diese Schülerinnen und Schüler voraus, 

dass sie eine angemessene Zeit vor der Ausgabe des Übertrittszeugnisses nach Abs. 2 den Unterricht 

im Fach Deutsch besucht haben. 

 

§ 8 Unterricht für Schülerinnen und Schüler mit nichtdeutscher Muttersprache 

(1) 1Für Schülerinnen und Schüler mit nichtdeutscher Muttersprache, die dem Unterricht in einer 

deutschsprachigen Klasse nicht zu folgen vermögen, können Übergangsklassen eingerichtet 

werden.2Die Entscheidung trifft das Staatliche Schulamt.3Über die Zuweisung von Schülerinnen und 

Schülern zur Übergangsklasse entscheidet die Schulleiterin oder der Schulleiter.4Ist eine Schülerin 

oder ein Schüler einer Übergangsklasse so weit gefördert, dass sie oder er dem Unterricht in einer 

deutschsprachigen Klasse zu folgen vermag, weist die Schulleiterin oder der Schulleiter die Schülerin 

oder den Schüler nach Anhörung der Erziehungsberechtigten einer deutschsprachigen Klasse in der 



zuständigen Grundschule zu.5Die Zuweisung in eine deutschsprachige Klasse erfolgt zu Beginn eines 

Schuljahres oder mit der Aushändigung des Zwischenzeugnisses, spätestens jedoch mit Ablauf des 

zweiten voll besuchten Schuljahres in der Übergangsklasse. 

(2) 1Für Schülerinnen und Schüler mit nichtdeutscher Muttersprache, die keiner Übergangsklasse 

zugewiesen werden können und ohne ausreichende Deutschkenntnisse deutschsprachige Klassen 

besuchen müssen, werden vom Staatlichen Schulamt Deutschfördermaßnahmen eingerichtet.2Die 

Anzahl der Unterrichtsstunden richtet sich nach dem Förderbedarf und den Lernfortschritten der 

Schülerinnen und Schüler. 

 

§ 11 Bewertung der Leistungen 

(1) 1Bei der Bewertung eines schriftlichen Leistungsnachweises kann die äußere Form mit 

berücksichtigt werden.2Bei schriftlichen Leistungsnachweisen sind Verstöße gegen die 

Sprachrichtigkeit und schwerere Ausdrucksmängel zu kennzeichnen; hiervon kann in Einzelfällen, z.B. 

bei Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf oder mit nichtdeutscher 

Muttersprache, abgesehen werden.3Zwischennoten werden nicht erteilt. 

(2) Die Lehrerkonferenz kann entscheiden, dass in begründeten Einzelfällen aus pädagogischen 

Gründen auf eine Bewertung der Leistungen durch Noten zeitweilig verzichtet wird; die 

Erziehungsberechtigten sind vorher anzuhören. 

 

§ 13 Vorrücken 

(1) 1Schülerinnen und Schüler der Jahrgangsstufen 1 und 2 rücken ohne besondere Entscheidung 

vor.2Ergeben sich aus dem Bericht nach § 15 Abs. 1 Satz 1 Zweifel, ob die Schülerin oder der Schüler 

dem Unterricht in der nächsten Jahrgangsstufe folgen kann, entscheidet die Lehrerkonferenz. 

(2) Das Vorrücken in den Jahrgangsstufen 3 und 4 soll nur dann versagt werden, wenn die Schülerin 

oder der Schüler in der Entwicklung oder in den Leistungen erheblich unter dem altersgemäßen 

Stand der betreffenden Jahrgangsstufe liegt und nicht erwartet werden kann, dass die Schülerin oder 

der Schüler am Unterricht in der nächsten Jahrgangsstufe mit Erfolg teilnehmen kann. 

(3) In den Jahrgangsstufen 3 und 4 liegen die Voraussetzungen des Abs. 2 in der Regel vor, wenn die 

Schülerin oder der Schüler 

1. im Fach Deutsch oder im Fach Mathematik die Note 6 und in dem anderen dieser Fächer oder im 

Fach Heimat- und Sachunterricht keine bessere Note als 5 erhält oder 

2. in den Fächern Deutsch und Mathematik die Note 5 und im Fach Heimat- und Sachunterricht die 

Note 6 erhält. 

(4) 1Für Schülerinnen und Schüler mit nichtdeutscher Muttersprache, die Unterricht in Deutsch als 

Zweitsprache erhalten, tritt in Abs. 3 an die Stelle des Fachs Deutsch das Fach Deutsch als 

Zweitsprache.2Bei Schülerinnen und Schülern mit nichtdeutscher Muttersprache in 

deutschsprachigen Klassen, die keinen Unterricht im Fach Deutsch als Zweitsprache erhalten, sind in 

den ersten beiden Jahren des Schulbesuchs in der Bundesrepublik Deutschland unzureichende 

Leistungen im Fach Deutsch bei der Entscheidung über das Vorrücken nicht zu berücksichtigen. 



 

§ 15 Zwischen- und Jahreszeugnisse 

(3) 1Schülerinnen und Schüler, die an Stelle des Unterrichts im Fach Deutsch ausschließlich auf der 

Grundlage des Lehrplans für das Fach Deutsch als Zweitsprache unterrichtet werden, erhalten eine 

Note für das Fach Deutsch als Zweitsprache.2Auf Antrag der Erziehungsberechtigten erhalten 

Schülerinnen und Schüler, die neben einem Unterricht auf der Grundlage des Lehrplans für das Fach 

Deutsch als Zweitsprache den Deutschunterricht zumindest teilweise besuchen, eine Note im Fach 

Deutsch; die Leistungen aus dem Unterricht im Fach Deutsch als Zweitsprache werden in 

pädagogischer Verantwortung einbezogen.3Wird kein Antrag nach Satz 2 gestellt, wird eine Note im 

Fach Deutsch als Zweitsprache erteilt. 

(8) 1Bei Schülerinnen und Schülern, bei denen von einer Benotung der Leistungen abgesehen wurde, 

sind in den Zeugnissen die Noten durch allgemeine Bewertungen zu ersetzen.2Wenn in einzelnen 

Fächern benotete Leistungen erbracht wurden, können auch im Zeugnis Noten erteilt 

werden.3Soweit nach § 11 Abs. 2 zeitweilig auf eine Bewertung der Leistungen mit Noten verzichtet 

wurde, kann auf die Erteilung von Zeugnisnoten verzichtet werden; die Entscheidung trifft die 

Lehrerkonferenz.4Soweit Mobile Sonderpädagogische Dienste eingeschaltet waren, sollen sie bei den 

Bewertungen nach Satz 1 und bei der Erteilung von Noten nach Satz 2 beteiligt werden. 

 

 


